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54. Verordnung: Umlegung der Ortsdurchfahrtsstrecken einiger Bundesstraßen in der Stadt-
gemeinde Linz und Auflassung hiedurch entbehrlich gewordener Straßenteile
als Bundesstraße

55. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorüber-
gehende Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge

56. Kundmachung: Berichtigung des Abkommens über die Errichtung der Asiatischen Entwicklungs-
bank

5 7 . Kundmachung: Kontinuitätserklärung von Trinidad und Tobago zum Zollabkommen über
die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum
eigenen Gebrauch

58. Kundmachung: Beitritt Australiens und Irlands zum Zollabkommen über Behälter
5 9 . Kundmachung: Aufhebung des § 47 Abs. 1 des Personenstandsgesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof
60. Kundmachung: Aufhebung der Bestimmungen des § 381 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 3 der

Strafprozeßordnung 1960 durch den Verfassungsgerichtshof
6 1 . Kundmachung: Aufhebung einiger Bestimmungen in der Geschäftsordnung für die Gerichte

I. und II. Instanz (Geo.)

5 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Bauten und Technik vom 27. Jänner
1968, mit der die Ortsdurchfahrtsstrecken
einiger Bundesstraßen in der Stadtgemeinde
Linz umgelegt und hiedurch entbehrlich ge-
wordene Straßenteile als Bundesstraße auf-

gelassen werden

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes, BGBl. Nr. 59/1948, wird verordnet:

1. Die Ortsdurchfahrtsstrecke der Passauer
Bundesstraße in der Stadtgemeinde Linz wird
auf die Straßenstrecke „Neue Welt—Binder-
michl—Ostbrücke—Hafen—Donaulände" umge-
legt und die bisherige Ortsdurchfahrtsstrecke
„Neue Welt—Wiener Reichsstraße—Landstraße—
Donaulände" als Bundesstraße aufgelassen.

2. Die Ortsdurchfahrtsstrecke der Prager Bun-
desstraße in der Stadtgemeinde Linz wird auf
die Straßenstrecke „Donaulände—neue Donau-
brücke—Urfahr—Katzbach" umgelegt und die
bisherige Ortsdurchfahrtsstrecke „Donaulände—
Nibelungenbrücke — Hinsenkammplatz — Heil-
ham—Katzbach" als Bundesstraße aufgelassen.

3. Die Ortsdurchfahrtsstrecke der Leonfelder
Bundesstraße in der Stadtgemeinde Linz wird auf
die Straßenstrecke „von Heilham bis Harbach"
umgelegt und die bisherige Ortsdurchfahrts-
strecke „von der Friedenskirche in Urfahr bis
Harbach" als Bundesstraße aufgelassen.

4. Die Ortsdurchfahrtsstrecke der Kremstal
Bundesstraße in der Stadtgemeinde Linz wird auf
die Straßenstrecke „Unionstraße bei Westbrücke
zum Bindermichl" umgelegt und die bisherige
Ortsdurchfahrtsstrecke „Unionstraße bei West-
brücke zur Wiener Reichsstraße" als Bundes-
straße aufgelassen.

5. Die Ortsdurchfahrtsstrecke der Krumauer
Bundesstraße in der Stadtgemeinde Linz wird
um die Straßenstrecke „von der Einmündung in
die Prager Straße nach deren bisherigem Verlauf
in Linz/Urfahr (Nibelungenbrücke) über Hinsen-
kammplatz zur Prager Straße nach deren neuem
Verlauf in Linz/Urfahr (Heilham)" erweitert.

Diese Verordnung tritt am 30. Tage nach ihrer
Kundmachung in Kraft.

Kotzina

5 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Jänner 1968 betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Zoll-
abkommens vom 18. Mai 1956 über die vor-
übergehende Einfuhr gewerblicher Straßen-

fahrzeuge

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind folgende weitere Staaten
dem Zollabkommen über die vorübergehende
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Einfuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge (BGBl.
Nr. 20/1958, letzte Kundmachung über den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 283/1966) beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Portugal 8. Mai 1967
Finnland 23. Mai 1967
Irland 26. Juli 1967

Klaus

5 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 25. Jänner 1968 betreffend Berichti-
gung des Abkommens über die Errichtung
der Asiatischen Entwicklungsbank vom

4. Dezember 1965

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen ist der authentische eng-
lische Text des Abkommens über die Errichtung
der Asiatischen Entwicklungsbank (BGBl. Nr. 13/
1967) wie folgt zu berichtigen:

1. In Artikel 6 Absatz 1 drittletzte Zeile ist
nach „three" „(3)" einzufügen.

2. In Artikel 14 Unterabsatz (ii) dritte Zeile
hat es statt „paragraph" „sub-paragraph" zu
lauten.

3. In Artikel 30 Absatz 1 (ii) viertletzte Zeile
ist zwischen „of" und „majority" „a" einzu-
setzen.

4. In Anhang A Teil B I ist vor „296.00"
„Total . . . " einzufügen.

5. In Anhang B Abschnitt A (3) (b) dritte Zeile
hat es statt „paragraph 4" „paragraph (4)" zu
lauten.

6. In Anhang B Abschnitt B (4) (b) dritte Zeile
hat es statt „twenty-six (26)" „twenty-five (25)"
zu lauten.

7. In Anhang B Abschnitt B (5) fünftletzte
Zeile hat es statt „S 345 million" „three hundred
forty-five million dollars ($ 345,000,000)" zu
lauten.

8. In Anhang B Abschnitt B (6) zweite Zeile
hat es statt „directors" „Directors" zu lauten.

Demnach ist ferner die Übersetzung des Ab-
kommenstextes wie folgt zu berichtigen:

9. In Artikel 6 Absatz 1 drittletzte Zeile ist
nach „drei" „(3)" einzufügen.

10. In Artikel 14 Unterabsatz (ii) dritte Zeile
hat es statt „Absatz" „Unterabsatz" zu lauten.

11. In Anhang A Teil B I ist vor „296.00"
„Zusammen . . . " einzusetzen.

12. In Anhang B Abschnitt A (3) (b) zweite
Zeile hat es statt „Absatz 4" „Absatz (4)" zu
lauten.

13. In Anhang B Abschnitt B (4) (b) vierte
Zeile hat es statt „sechsundzwanzig (26)" „fünf-
undzwanzig (25)" zu lauten.

14. In Anhang B Abschnitt B (5) siebente Zeile
hat es statt „$ 345 Millionen" „dreihundert-
fünfundvierzig Millionen Dollar ($ 345,000.000)"
zu lauten.

Klaus

5 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 29. Jänner 1968 betreffend eine Konti-
nuitätserklärung von Trinidad und Tobago
zum Zollabkommen vom 18. Mai 1956 über
die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahr-
zeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Ge-

brauch

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat Trinidad und Tobago
am 11. April 1966 erklärt, sich auch nach Erlan-
gung der Unabhängigkeit an das Zollabkommen
über die vorübergehende Einfuhr von Wasser-
fahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Ge-
brauch (BGBl. Nr. 21/1958, letzte Kundmachung
über den Geltungsbereich BGBl. Nr. 280/1966)
gebunden zu erachten.

Klaus

5 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 29. Jänner 1968 betreffend den Beitritt
Australiens und Irlands zum Zollabkommen

vom 18. Mai 1956 über Behälter

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben Australien am 6. Jän-
ner 1967 und Irland am 7. Juli 1967 ihre Bei-
trittsurkunden zum Zollabkommen über Behäl-
ter (BGBl. Nr. 22/1958, letzte Kundmachung
über den Geltungsbereich BGBl. Nr. 281/1966)
hinterlegt.

Klaus

5 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. Jänner 1968 über die Aufhebung
des § 47 Abs. 1 des Personenstandsgesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 4. Dezember 1967, G 13/67,
G 14/67, G 15/67, G 21/67, — dem Bundeskanz-
leramt zugestellt am 29. Jänner 1968 — den § 47
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Abs. 1 des Personenstandsgesetzes, Gesetzblatt
für das Land Österreich Nr. 287/1938, als ver-
fassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1968 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Klaus

6 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. Jänner 1968 über die Aufhebung
der Bestimmungen des § 381 Abs. 1 Z. 1 und
Abs. 3 der Strafprozeßordnung 1960 durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 110 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den Bestimmungen der §§ 64 und 65 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 15. Dezember 1967, G 19/67-10,
die Bestimmungen des § 381 Abs. 1 2. 1 und
Abs. 3 der Strafprozeßordnung I960, BGBl.
Nr. 98, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1968 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Vorschriften treten
nicht wieder in Wirksamkeit.

Klaus

6 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Justiz vom 7. Feber 1968 über die Auf-
hebung einiger Bestimmungen in der Ge-
schäftsordnung für die Gerichte I. und II. In-

stanz (Geo.)

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 15. Dezember 1967, V 10/67-23, fol-
gende Bestimmungen der Verordnung des Bun-
desministeriums für Justiz vom 9. Mai 1951,
BGBl. Nr. 264, womit die Geschäftsordnung für
die Gerichte I. und II. Instanz (Geo.) teilweise
geändert und neu verlautbart wird, in der Fas-
sung der Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz, BGBl. Nr. 63/1960, als gesetzwidrig
aufgehoben:

im § 236 I Z. 1 die Worte: „ . . . wegen Über-
tretung . . . 50 bis 500 S . . .";

im § 237 Abs. 1 die Worte: ,,a) die wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Ersatzpflichtigen" und
den letzten Satz, lautend: „Vor der Entschei-
dung sind die etwa nötigen Erhebungen über die
wirtschaftlichen Verhältnisse des Ersatzpflichti-
gen zu pflegen."

Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Mai
1968 in Kraft.

Klecatsky



558


